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Die Bezirksverordnetenversammlung des Bezirksamtes Marzahn-Hellersdorf von Berlin hat 
am 22.05.2008 auf der Grundlage des Bezirkamtsbeschlusses vom 14.04.2008 (BA-Vorlage 
0507/III) das erste bezirkliche Zentrenkonzept als sektorale Bereichsentwicklungsplanung 
beschlossen (Drs.-Nr. 0896/VI). Ziel des Konzepts war es, dem Einzelhandel mit 
zentrenrelevanten Sortimenten eine verlässliche Grundlage für die Standortsuche, 
Standortbestätigung und Standorterweiterung zu bieten und zugleich die zentralen 
Versorgungsbereiche im Bezirk zu stützen und städtebaulich weiterzuentwickeln.  
 
Mit Hilfe des Konzepts war es grundsätzlich möglich, Standortgesuche des Einzelhandels 
zielkonform zu steuern. Zentrale Versorgungsbereiche im Bezirk wurden gestärkt und 
weiterentwickelt. Es zeigte sich allerdings, dass das vom Konzept vorgesehene enge Netz 
von Stadtteil-, Ortsteil- und Nahversorgungszentren zwei Angriffspunkten nicht gewachsen 
war: 
 

 Erstens erwies sich das Konzept mit seiner - relativ - strikten Entweder-Oder-Logik als 
unflexibel gegenüber sinnvollen Ansiedlungsgesuchen außerhalb der ausgewiesenen 
Zentren. Wenn der ganze Bezirk flächendeckend mit Zentren abgedeckt ist, müssen 
Baugesuche außerhalb der vorgesehenen Zentren von Rechts wegen desto strenger 
versagt werden, je näher sie den Zentren kommen. Innerhalb der Zentren müssen 
wiederum auch weniger willkommene Vorhaben genehmigt werden. 

 Zweitens zeigte sich, dass einstweilen nur geplante oder nach Lage der Dinge bereits 
schwächelnde Zentren den Schutz des § 34 Abs. 3 BauGB nicht genießen. § 34 Abs. 3 
BauGB erlaubt nur den Schutz von funktionierenden Zentren - nicht aber von nur 
geplanten oder funktional erheblich geschädigten bzw. bereits abgestürzten Bereichen. 

 
Vor diesem Hintergrund und mit Rücksicht auf das Ersuchen der 
Bezirksverordnetenversammlung vom 24.03.2011 (Drs.-Nr. 1987/VI) beschloss der Bezirk im 
Jahr 2012, das Zentrenkonzept zu überarbeiten. Das Konzept soll einerseits mehr Flexibilität 
für sinnvolle Neuansiedlungen (ggf. auch großflächigen Einzelhandels) auch außerhalb des 
Zentrennetzes erlauben und damit die Nahversorgung verbessern helfen. Es soll 
andererseits aber auch Grundlage für den Schutz nur geplanter und zu entwickelnder 
zentraler Versorgungsbereiche durch Ausschluss von Einzelhandel in der Umgebung mittels 
Bauleitplanung sein. Das überarbeitete Konzept verfolgt diese beiden Ziele, indem die 
bisherige Zahl der Nahversorgungszentren verringert und gleichzeitig die Zulassung von 
zentrenrelevantem Einzelhandel für die Nahversorgung auch außerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche im Wege der Ausnahme nach Maßgabe eines Prüfbogens erlaubt 
wird. Die zu beschließenden Steuerungsgrundsätze fassen die Ergebnisse des von den 
Gutachtern vorgelegten Konzepts zusammen. 
 
Die Überarbeitung des Zentrenkonzeptes wurde durch einen Arbeitskreis in sechs Sitzungen 
vom 11.10.2012 bis 31.03.2013 intensiv begleitet. Vertreter folgender Institutionen nahmen 
daran teil bzw. wurden durch Protokolle regelmäßig über den Arbeitsstand informiert: 
 

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, 
 Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung, 
 Industrie- und Handelskammer zu Berlin, 
 Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. 

 
Da im Zusammenhang mit der beabsichtigten Fachmarktansiedlung an der Pilgramer Straße 
parallel das Gutachten zur Einzelhandelsentwicklung an der B 1/5 durch das Büro Baasner 
und Partner erarbeitet wurde, nahmen die Gutachter an einer Sitzung teil und stellten ihren 
Arbeitsstand vor. 
 
Vom 07.06. bis 05.07.2013 wurde in Übereinstimmung mit dem durch die AV 
Zentrenkonzepte Punkt 3.5 (2) empfohlenen Verfahren den Teilnehmern des Arbeitskreises, 
der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg, den Nachbarbezirken 



Lichtenberg und Treptow-Köpenick sowie den benachbarten Gemeinden Ahrensfelde und 
Hoppegarten die Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme abzugeben. Mit Ausnahme der 
Gemeinde Ahrensfelde gaben alle Beteiligten eine Stellungnahme ab. 
Diese wurden am 15.08.2013 in einer abschließenden 7. Sitzung des Arbeitskreises 
ausgewertet und intensiv diskutiert. 
 
Im Ergebnis wurde die Abgrenzung des Ortsteilzentrums Mahlsdorf (Hönower Straße) 
geändert, so dass sie deutlich vom Fachmarktzentrum an der B 1/5 (Alt-Mahlsdorf) abgesetzt 
ist. Daneben wurden vielfältige redaktionelle Hinweise berücksichtigt. 
 
Dem Einwand der IHK Berlin gegen die südöstliche Erweiterung des Ortsteilzentrums 
Mahlsdorf/Hönower Straße bis an die Straße An der Schule heran wurde nicht gefolgt. Die 
Arrondierung entspricht der Abgrenzung im vorhabenbezogenen Bebauungsplan XXIII-3-
1VE. Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Nahversorgung und die Zentrenstruktur 
wurde im Bebauungsplanverfahren geklärt. 
 
Die kritischen Hinweise der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung zur 
Errichtung des Porta-Hauses am Standort Pilgramer Straße bewirkten ebenfalls keine 
Änderung, Die konzeptionelle Ausweisung eines zusätzlichen Standortes wird aufgrund der 
Größenordnung von deutlich über 8.000 m² Verkaufsfläche grundsätzlich im 
gesamtstädtischen Fachmarktkonzept geregelt, welches sich noch im Abstimmungsprozess 
befindet. Grundlage für die Zentrenverträglichkeit bildet der planungsrechtliche Ausschluss 
weiterer Einzelhandelsansiedlungen an der B 1/5 auf der Basis des zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht abgeschlossenen Gutachtens von Baasner und Partner. Auf diesen 
Zusammenhang wird im Zentrenkonzept mehrfach hingewiesen. 
 
Das von den beauftragten Planungsbüros erarbeitete „Zentrenkonzept 2013“ soll mit 
Rücksicht auf seinen Umfang und den Charakter als Gutachten nicht insgesamt als 
fachlicher Teilplan zur Bereichsentwicklungsplanung beschlossen werden. Vielmehr sollen 
daraus nur jene „einfach abrufbaren Grundlagen für Entscheidungen über die Ansiedlung, 
Änderung und Erweiterung von Einzelhandelseinrichtungen“ als städtebauliches 
Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Ziffer 11 BauGB beschlossen werden, deren 
Bereitstellung die AV Zentrenkonzepte unter Teilziffer 2 Absatz 6 ausdrücklich empfiehlt. 
Damit wird auch der Empfehlung der AV Zentrenkonzepte in Tz. 3.3.6 Rechnung getragen, 
wonach bezirkliche Zentrenkonzepte fortschreibungsfähig sein sollen. Sie sollen auf aktuelle 
Veränderungen reagieren können. Das kann am besten auf der Grundlage kurzgefasster 
Leitlinien gelingen. 
 
Die hier vorgelegten, aus den allgemeinen Zielen des Konzepts abgeleiteten und danach 
verdichteten „Steuerungsgrundsätze zur Standortfindung des Einzelhandels und der 
Zentrenentwicklung im Bezirk Marzahn-Hellersdorf“ entsprechen nach Aufbau, Art und 
Umfang dieser Anforderung. 



Steuerungsgrundsätze zur Standortfindung des Einzelhandels und 
der Zentrenentwicklung im Bezirk Marzahn-Hellersdorf 
(Steuerungsgrundsätze Einzelhandel und Zentren M-H 2013) mit 
Abgrenzung der zentralen Versorgungsbereiche im Bezirk Marzahn-
Hellersdorf 
 
I.  Einführung in die Systematik  
 
1. Zielaussagen und Grundsätze aus den übergeordneten Planungen 
Die Steuerungsgrundsätze zur Standortfindung des Einzelhandels und der 
Zentrenentwicklung im Bezirk Marzahn-Hellersdorf präzisieren und ergänzen die vom Senat 
von Berlin vorgegebenen Steuerungsgrundsätze aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und 
Problemlagen im Bezirk. Folgende generelle Zielaussagen und Grundsätze aus den 
übergeordneten Planungen sind den Steuerungsgrundsätzen voranzustellen. 

 Die festgelegten Stadtteil- und Ortsteilzentren sind zu stärken und aufzuwerten. Sie 
sind die Zentren des urbanen Lebens. Ein wesentliches Merkmal ist die Dichte und 
Vielfalt des Einzelhandels- und gastronomischen, kulturellen und kommunalen 
Nutzungsangebotes. Dieses Nutzungsangebot ist unter Berücksichtigung der Eigenart 
der städtischen Zentren zu stärken. 

 Großflächige Einzelhandelseinrichtungen sind stadtverträglich zu integrieren. 
Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Kernsortimenten sind in die zentralen 
Versorgungsbereiche zu integrieren, Einzelhandelsvorhaben mit nicht-zentrenrelevanten 
Kernsortimenten sind ebenfalls vorrangig in die Zentren oder an Komplementärstandorte 
(Fachmarktagglomerationen oder bezirkliche Fachmarktstandorte) zu lenken. 

 Die wohnungsnahe Grundversorgung ist flächendeckend zu sichern. Eine möglichst 
engmaschige Nahversorgung soll innerhalb des hierarchisch gegliederten 
Zentrensystems aus Stadtteil-, Ortsteil- und Nahversorgungszentren gesichert und 
gestärkt werden. Etablierte Nahversorgungsstandorte ergänzen die Zentrenstruktur und 
gewährleisten eine weitreichende Erreichbarkeit zu Fuß, mit dem Fahrrad und 
öffentlichen Verkehrsmitteln. 

 Bei allen Neuansiedlungen innerhalb und außerhalb der Zentren ist die urbane 
Qualität zu beachten und zu sichern. Bei Einzelhandelansiedlungen sollte die 
städtebauliche und architektonische Qualität als Bewertungskriterium besonders in den 
Fokus genommen werden. Vorhandene städtebauliche Qualitäten und 
Einzelhandelsangebote sind zu sichern und, soweit erforderlich, zu verbessern. 

Diese übergeordneten Zielaussagen zur Zentren- und Einzelhandelsentwicklung waren im 
Zentrenkonzept des Bezirks so auszufüllen und weiter zu entwickeln, dass sie auf der Ebene 
der bezirklichen Zuständigkeiten in Politik und Verwaltung umgesetzt werden können. Sie 
mussten darüber hinaus um Aussagen zur Nahversorgung und zu Ergänzungsstandorten für 
Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten (Fachmärkten) ergänzt 
werden, die in der Verantwortung der Bezirke liegen. 
 
2. Bezirkliche Leitlinien 
Unter Berücksichtigung der im „Orientierungsrahmen für bezirkliche Zentrenkonzepte" als 
allgemeine Verwaltungsvorschrift (AV) des Senats von Berlin formulierten Zielaussagen 
werden die folgenden ergänzenden Leitlinien zur Zentren- und Einzelhandelsentwicklung im 
Bezirk Marzahn-Hellersdorf festgelegt. 
 
 
Entwicklung der Zentren nach städtebaulichen Qualitätsstandards 
1. Die im Stadtentwicklungsplan Zentren 3 der Senatsverwaltung ausgewiesenen 

Stadtteil- und Ortsteilzentren sowie die in im „Zentrenkonzept Marzahn-Hellersdorf 
2013“ des Bezirks festgelegten Nahversorgungszentren sind als städtebaulich 



attraktive zentrale Versorgungsbereiche, ihrer Versorgungsfunktion entsprechend, zu 
sichern und auszubauen.  

2. Neue Einzelhandelsvorhaben mit zentrenrelevanten Sortimenten sollen ihre Standorte 
grundsätzlich innerhalb der im Zentrenkonzept festgelegten und abgegrenzten 
zentralen Versorgungsbereiche finden. Dies gilt auch für kommunale, kulturelle und 
gastronomische Einrichtungen und für bevölkerungs- und freizeitorientierte 
Dienstleistungen, die einen Beitrag zur Stabilisierung und Aufwertung dieser Zentren 
leisten können (Funktionsmischung). 

3. Zentrenrelevante Einzelhandelsbetriebe, Freizeiteinrichtungen und Dienstleistungs-
betriebe mit deutlich über die Nahversorgung hinausgehenden Einzugsbereichen sollen 
grundsätzlich nur in den Stadtteil- und Ortsteilzentren zugelassen werden. Ein solcher 
Einzugsbereich ist insbesondere bei Verbrauchermärkten und SB-Warenhäusern mit 
einer Verkaufsfläche von mehr als 2.000 m² sowie bei Fachmärkten zu vermuten. 

 
Gewährleistung der Nahversorgung 
4. Die Nahversorgung der Bevölkerung mit Waren und Dienstleistungen des täglichen 

Bedarfs ist sicherzustellen. Einzelhandelsbetriebe sind vorrangig innerhalb der Zentren 
anzusiedeln. Nahversorgungszentren sind vor negativen Auswirkungen benachbarter 
Einzelhandelsbetriebe zu schützen. Die Nahversorgung durch Angebote in den Zentren 
kann bei entsprechenden räumlichen Defiziten auch durch Nahversorger außerhalb 
eines zentralen Versorgungsbereichs ergänzt werden. Bereits etablierte Standorte des 
Einzelhandels sind dafür zu nutzen und bei der Ermessensausübung über die 
Gewährung von Ausnahmen besonders zu berücksichtigen. 

5. Bei neuen Nahversorgungsangeboten außerhalb der ausgewiesenen Stadtteil- und 
Ortsteilzentren soll die Anzahl der Stellplätze auf das jeweils erforderliche Maß 
begrenzt werden. Bei mehr als sechs Stellplätzen je 100 m² Verkaufsfläche ist zu 
prüfen, ob an dem betreffenden Standort besondere städtebauliche Umstände 
vorliegen, die ein großes Stellplatzangebot erforderlich machen. 

 
Fachmärkte und Sonderstandorte 
6. Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Hauptsortimenten 

sollen vorrangig auf Flächen innerhalb der ausgewiesenen Zentren gelenkt werden, 
sofern sie zu deren Stabilisierung beitragen, der Funktionsstufe des jeweiligen 
Zentrums entsprechen und städtebaulich, verkehrlich und funktional verträglich 
eingeordnet werden können. 

7. Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Hauptsortimenten 
können aufgrund ihres hohen Flächenbedarfs z.T. nicht in die gewachsenen Zentren 
integriert werden, daher dienen die Fachmarktagglomerationen und 
Fachmarktstandorte (> 8.000 m² Verkaufsfläche) in der gesamtstädtischen 
Steuerungskulisse (Fachmarktkonzept) sowie bezirkliche Fachmarktstandorte (bis 
8.000 m² Verkaufsfläche) als Komplementärstandorte. Dies gilt sinngemäß auch für 
Dienstleistungs- und Freizeitnutzungen mit hoher Besucherfrequenz. Eine 
vorausschauende Prüfung von geeigneten Flächen in den genannten Lagen kann zur 
Umsetzung dieses Ziels beitragen. 

8. Zentrenrelevante Randsortimente von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit nicht 
zentrenrelevantem Kernsortiment sind so zu begrenzen, dass schädliche 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche nicht zu erwarten sind. Dies ist in 
Abhängigkeit von der Art und dem Umfang der geplanten bzw. betriebstypischen 
Randsortimente und der Einzelhandelsstruktur in den umliegenden Zentren im 
Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
 
 
Bestandsschutz, Erweiterungen und Nutzungsänderungen 



9. Rechtmäßig bestehende Betriebe haben Bestandsschutz. Genehmigungspflichtige 
Erweiterungen und Nutzungsänderungen (auch Änderungen der zulässigen 
Sortimente), soweit sie wesentliche Auswirkungen erwarten lassen und nicht durch den 
Bestandsschutz erfasst werden, sind nach den gleichen Regeln zu beurteilen wie 
Neuansiedlungen. Bei einer Verlängerung von Baugenehmigungen ist zu prüfen, ob 
sich zwischenzeitlich die Genehmigungsvoraussetzungen (insbesondere hinsichtlich 
der zu erwartenden Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche) geändert haben. 

 
Einbindung in das städtebauliche Umfeld 
10. Neue Einzelhandelsbetriebe, Dienstleistungs- und Freizeitnutzungen müssen sich in 

die städtebaulichen Strukturen ihres Umfeldes einbinden, auch für Fußgänger auf 
attraktiven und direkten Wegen erreichbar sein und sich mindestens mit ihrer 
Eingangsseite - ggf. über einen gestalteten Vorbereich - auf den öffentlichen Raum 
beziehen. Starke Maßstabsbrüche sollen vermieden oder durch Gestaltung, 
Gliederung, Abstand oder Begrünung vermittelt werden. Auch Neben- und Rückseiten, 
Zufahrten, Lieferzonen und Stellplatzanlagen dürfen nicht zu einer Belastung für ihr 
Umfeld werden. 

11. Großflächige Vorhaben außerhalb der Zentren sollen eine eigene städtebauliche 
Identität entwickeln. Wichtige stadträumliche Zusammenhänge, Wege-, Grün- und 
Sichtbeziehungen sind zu berücksichtigen und Nahtstellen zur städtischen oder 
landschaftlichen Umgebung so auszugestalten, dass eine Beeinträchtigung vermieden 
wird. Unterschiedliche Investitionseinheiten an einem Standort sollen in ihrer Lage, 
ihren Eingängen und ihrer Baukörperdisposition aufeinander bezogen werden. 
Parkplätze sind zu begrünen und gegenüber der Umgebung abzuschirmen. 

 
II. Die Steuerungsgrundsätze zur Standortfindung des Einzel-

handels und der Zentrenentwicklung im Bezirk Marzahn-
Hellersdorf  

 
Differenziert nach Steuerungsregeln für zentrenrelevanten, zum Teil 
nahversorgungsrelevanten, und den nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel, sollen für den 
Bezirk Marzahn-Hellersdorf nach alledem folgende Grundsätze gelten. 
 
Grundsatz 1: Steuerung von Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevanten 
Kernsortimenten ohne Nahversorgungsfunktion 
1.1 Standorte für großflächige Einzelhandelsbetriebe i.S.v. § 11 Abs. 3  BauNVO mit 
zentrenrelevantem Kernsortiment, aber ohne nahversorgungsrelevante Kernsortimente im 
Sinne der Sortimentsliste gemäß AV Einzelhandel, sollen grundsätzlich in den zentralen 
Versorgungsbereichen höherer Stufe (Stadtteil- und Ortsteilzentren) liegen. 
 
1.2 Standorte für nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem 
Kernsortiment, aber ohne nahversorgungsrelevante Kernsortimente, sollen in den zentralen 
Versorgungsbereichen einschließlich der Nahversorgungszentren des Bezirks gemäß 
nachfolgender „Festlegungskarte Zentrengefüge“ liegen. 
 
1.3 Betriebe mit zentrenrelevantem Kernsortiment sollen nicht in Gewerbe- und 
Industriegebieten angesiedelt werden. 
 
Grundsatz 2: Steuerung von Einzelhandelsbetrieben mit nahversorgungsrelevanten 
Kernsortimenten 
2.1 Standorte für Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment im 
Sinne der Sortimentsliste gemäß AV Einzelhandel sollen regelmäßig in den zentralen 
Versorgungsbereichen  (Stadtteil-, Ortsteil- und Nahversorgungszentren) liegen. 
 



2.2 Einzelhandelsbetriebe mit mindestens 75 % nahversorgungsrelevantem Kernsortiment1 
auf bis zu 2.000 m² Verkaufsfläche können ausnahmsweise auch außerhalb der zentralen 
Versorgungsbereiche in städtebaulich integrierten Lagen (insbesondere in etablierten 
Standorten des Einzelhandels) zulässig sein, wenn sie der Nahversorgung dienen und keine 
negativen städtebaulichen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche und die 
wohnortnahen Versorgungsstrukturen zu erwarten sind2. Der Nachweis über die 
städtebaulichen Auswirkungen ist jedenfalls ab Großflächigkeit des Einzelhandelsbetriebs 
durch schriftliche gutachterliche Stellungnahme zu führen3. 
 

                                                 
1  Die Definition nahversorgungsrelevanter Betriebe ab mindestens 75 % nahversorgungsrelevantem 

Kernsortiment stammt aus den Definitionen des LEP B-B zu Nr. 4.8. Absatz 5. Dort heißt es: Vorhaben 
außerhalb Städtischer Kernbereiche dienen ganz überwiegend der Nahversorgung, wenn die gesamte 
vorhabenbezogene Verkaufsfläche in der Metropole und in den Oberzentren 5.000 Quadratmeter sowie in den 
Mittelzentren 2.500 Quadratmeter nicht überschreitet und auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsfläche 
nahversorgungsrelevante Sortimente nach Tabelle 4 Nummer 1.1 angeboten werden. 

 

2  Die Gesamtverkaufsfläche von 2.000 m² für einen Lebensmittelmarkt gilt als Orientierungswert und ist auf 
heutige Marktzutrittsgrößen von Lebensmittelvollsortimentern ausgerichtet. Bei einer Gesamtverkaufsfläche 
von 2.000 m² ist für einen Lebensmittelvollsortimenter mit einem Anteil der Lebensmittelverkaufsfläche von 
rund 1.700 m² in Siedungsbereichen auszugehen. Bei einer Einwohnerdichte von rund 4.500 
Einwohnern / km²) wird dabei eine Kaufkraftabschöpfung im Nahbereich (800 m Radius) von rund 35 % 
generiert (Indikator für Nahversorgungsfunktion). Für Lebensmitteldiscounter sind regelmäßig höhere 
Raumleistungen anzunehmen, so dass die Kaufkraftabschöpfung bei einer vergleichbaren Größenordnung 
höher ausfallen wird (45 %) und somit auch tendenziell von einer über die reine Nahversortungsfunktion 
hinausgehende Kaufkraftabschöpfung auszugehen ist.  
Da die Einwohnerdichten im Bezirk stark schwanken, ist im Einzelfall die örtliche Situation zu berücksichtigen. 

3  Dabei muss auf die drei folgenden Gesichtpunkte eingegangen werden: 1. Keine unerwünschte 
Agglomeration, 2. Keine unerwünschte Kaufkraftbindung, 3. Keine Funktionsstörung zu befürchten. 



 
Festlegungskarte Zentrengefüge (genaue Abgrenzung der Zentren siehe Anhang) 
Quelle: eigene Darstellung 
 
 



2.3 Bei der Entscheidung über die Ausnahmen nach Ziffer 2.2 ist der beigefügte Prüfbogen 
für Ausnahmen anzuwenden. 
 
Grundsatz 3: Steuerung der zentrenrelevanten Randsortimente von großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten (sog. 
Fachmärkte) 
3.1 Zentrenrelevante Randsortimente von großflächigen Betrieben mit  
nicht-zentrenrelevantem Kernsortiment (Fachmärkten) 

 außerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches, 
 aber innerhalb eines Fachmarktstandortes 

dürfen bis zu 10 % der Gesamtverkaufsfläche einnehmen. Innerhalb dieser 10 % gelten 
folgende Einschränkungen: 

 Die nahversorgungsrelevanten Randsortimente dürfen zusammen maximal 800 m² 
Verkaufsfläche einnehmen; 

 Jedes einzelne nicht nahversorgungsrelevante Einzelsortiment darf 800 m² 
Verkaufsfläche nicht überschreiten. 

 
3.2 Zwischen dem Kernsortiment und den Randsortimenten von Fachmärkten muss ein 
funktionaler Zusammenhang bestehen. Die Zentrenverträglichkeit des Randsortiments ist 
zu prüfen. Bei Bedarf sind die Randsortimente durch Bauleitplanung und 
Baugenehmigung so zu begrenzen, dass schädliche Auswirkungen auf zentrale 
Versorgungsbereiche nicht zu erwarten sind. Dies ist in Abhängigkeit von der Art und dem 
Umfang der geplanten bzw. betriebstypischen Randsortimente und der Einzelhandelsstruktur 
in den umliegenden Zentren im Einzelfall zu überprüfen. 
 
Grundsatz 4: Zentrenrelevante Randsortimente in nicht großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben, Kioske, Backshops 
4.1 Zentrenrelevante Randsortimente von nicht großflächigen Betrieben mit nicht-
zentrenrelevantem Kernsortiment (Fachgeschäfte) außerhalb eines zentralen 
Versorgungsbereiches dürfen bis zu 10 % der Gesamtverkaufsfläche einnehmen. Diese 
Betriebe unterliegen unter dem Gesichtspunkt des Zentrenschutzes keiner Beschränkung bei 
der Standortwahl. Bei unerwünschter Agglomeration von Fachgeschäften in solitärer Lage 
oder in räumlichem Zusammenhang mit Fachmarktstandorten kann Planungsbedarf 
entstehen. 
 
4.2 Kioske, Backshops und ähnliche kleinflächige Einzelhandelsbetriebe sind zulässig, wenn 
sie der Nahversorgung dienen. 
 
Grundsatz 5: Tankstellenshops 
Tankstellenshops sind zulässig, wenn 

 die Verkaufsfläche für Waren dem Tankstellenbetrieb räumlich zugeordnet ist und 
 die Größe der Verkaufsfläche in einem deutlich untergeordneten Verhältnis zur Größe 

der Tankstelle steht. 
 

Grundsatz 6: Annexhandel / Werksverkauf 
Verkaufsstätten in Verbindung mit Gewerbebetrieben sind zulässig, wenn 

 die Verkaufsfläche dem Hauptbetrieb räumlich zugeordnet ist und 
 die angebotenen Waren aus eigener Herstellung auf dem Betriebsgrundstück 

stammen oder im Zusammenhang mit den hier hergestellten Waren oder mit den 
angebotenen Handwerksleistungen stehen, 

 die Verkaufsfläche und der Umsatz dem Hauptbetrieb deutlich untergeordnet sind 
und 

 die Grenze der Großflächigkeit nach § 11 (3) BauNVO nicht überschritten wird. 
 



Grundsatz 7: Fachmarktstandorte 
7.1 Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten im 
Sinne der AV Einzelhandel (sog. Fachmärkte) sollen vorrangig auf Flächen innerhalb der 
ausgewiesenen Zentren gelenkt werden, sofern sie zu deren Stabilisierung beitragen, der 
Funktionsstufe des jeweiligen Zentrums entsprechen und städtebaulich, verkehrlich und 
funktional verträglich eingeordnet werden können. 
 
7.2 Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten können 
aufgrund ihres hohen Flächenbedarfs z. T. nicht in die gewachsenen Zentren integriert 
werden. Sie dürfen sich daher auch an eigens ausgewiesenen Fachmarktstandorten 
ansiedeln. Fachmarktstandorte sind Fachmarktagglomerationen, übergeordnete 
Fachmarktstandorte (> 8.000 m² Gesamtverkaufsfläche) in der gesamtstädtischen 
Steuerungskulisse (Fachmarktkonzept) sowie bezirkliche Fachmarktstandorte (bis 8.000 m² 
Gesamtverkaufsfläche). 
 
7.3 Für zentrenrelevante Randsortimente von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit 
nicht-zentrenrelevantem Kernsortiment außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen gilt 
Grundsatz 3. Innerhalb der Grenzen der ausgewiesenen Fachmarktstandorte und in deren 
Umfeld ist die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevantem Kernsortiment 
unzulässig. Dies gilt auch für Einzelhandelsbetriebe, die der Nahversorgung dienen. Die 
Ausnahmeregelung nach Grundsatz 2.2 ist hier nicht anwendbar. Zur Durchsetzung dieser 
Grundsätze besteht häufig Bedarf nach verbindlicher Bauleitplanung, mit der die Einhaltung 
der vorgenannten Prinzipien abgesichert wird. 
 
Grundsatz 8: Bestandsschutz, Erweiterungen und Nutzungsänderungen 
8.1 Rechtmäßig bestehende Betriebe haben Bestandsschutz. Genehmigungspflichtige 
Erweiterungen und Nutzungsänderungen (auch Änderungen der zulässigen Sortimente), 
soweit sie wesentliche Auswirkungen erwarten lassen und nicht durch den Bestandsschutz 
erfasst werden, sind nach den gleichen Regeln zu beurteilen wie Neuansiedlungen.  
 
8.2 Bei einer Verlängerung von Baugenehmigungen ist zu prüfen, ob sich zwischenzeitlich 
die Genehmigungsvoraussetzungen (insbesondere hinsichtlich der zu erwartenden Aus-
wirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche) geändert haben. 
 
 
 
 
Zur Wirkung dieser acht Grundsätze wird auf folgendes hingewiesen: 

 Die Grundsätze geben zur Einordnung von Einzelhandelsvorhaben einen 
gemeinschaftlich getragenen Orientierungsrahmen für die politische Willensbildung und 
Entscheidungsfindung wieder. 

 Für die rechtliche Zulässigkeit von Vorhaben ist uneingeschränkt die bauplanungs-
rechtliche Situation maßgebend. 

 Die Grundsätze gelten für Neuansiedlungen, Erweiterungen und Verlagerungen. 
 Bestehende Einzelhandelsbetriebe sind – bezogen auf den genehmigten Bestand – von 

den formulierten Regeln unberührt. Sie genießen Bestandsschutz. 
 
 
Anhang zu den Grundsätzen (Anlage 3):  
-  Prüfbogen für die Zulassung von Ausnahmen für Einzelhandelsbetriebe zur 

Nahversorgung außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche 
-  Konzept der zentralen Versorgungsbereiche 
 mit Isometrie der 800 m - Abstände bis zum nächstgelegenen Nahversorgungsbetrieb 

und Steckbriefen der einzelnen Zentren 
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